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Hamburgischen Oberverwaltungsgerichts vom
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Der Kläger ist ein Schwiegersohn des am 5° Mai 1951 gestorbenen

Arztes Prof„Dr„ PixxxxxxxxeDieser übte in Hamburg eine Praxis

als Kassenarzt aus, die der Kläger mit Genehmigung des Vorstandes

der Kassenärztlichen Vereinigung seit Juni 1951 "vertretungsweise"

weitergeführt hat° Am 8° Mai 1951 hatte der Kläger beim Zulas—

sungsausschuß für den Arztregisterbezirk Hamburg_beantragt‚ ihn.

in sinngemäßer Anwendung des 5 19 der Zulassungsordnung (ZulO)

für Ärzte (brit° Zone) ohne Ausschreibung in dem bisherigen Be—
zirk seines Schwiegervaters als Kassenarzt zuzulassen° Mit diesem

_Antrag hatte er jedoch weder beim Zulassungsausschuß noch beim

beklagten BerUfungsausschuß Erfolg° Die gegen den Beschluß des
Berufungsausschusses vom 17° Juli 1951 erhobene verwaltungsgé—

richtliche Klage wurde rechtskräftig abgewiesenq

Als die durch den Tod des ProfoDr„ Pxxxxääxx'freigewordene Kassen—
arztstelle ausgeschrieben wurde, bewarben sich außer dem Kläger

mehr als zwanzig weitere Ärzte um die Zulassung, Der Zulassungs—

ausschuß beschloß am 17° Oktober 1951, den im Jahre 1909_gebore—

.nen, seit 1937 approbierten und seit dieser Zeit in Hamburg wohn—

haften Dr° Wilhelm Mxxxxx — den jetzigen Beigeladenen — zuzulassen

dieser war seit 1946 in Hamburg als Arzt niedergelassen und hatte

sich schon achtmal vergeblich um eine Kassenpraxis beworben. Die

Bewerbung des Klägers, der im Jahre 1917 geboren ist und seine

Approbation 1947 erhalten hat, wurde zurückgewiesen: Der Kläger

sei acht Jahre jünger als der‘Beigeladene und mehr als zehn Jahre

nach diesen approbiert worden; er könne daher nicht vor den Bei—

geladenen Zugelassen werden, obwohl dies für die Witwe und die

Tochter des Verstorbenen eine Härte bedeute„

Die Berufung des Klägers
gegen diese Entscheidung wies der be—

klagte Berufungsausschuß durch Beschluß vom 18° Dezember 1951

zurück: @ 19 ZulO (brit° Zone), der die Möglichkeit der Übernahme

der kassenärztlichen Praxis beim Tode des Praxisinhabers durch

“einen Abkömmling ohne Ausschreibung vorsehe, sei eine Ausnahmee’

bestimmung, die eng auszulegen sei; es gehe nicht an, diese Be—

stimmung auch auf Schwiegersöhne auszudeLnen, und zwar auch dann
nicht,

wenn der als Nachfolger vorgesehene Sohn, der Medizin
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studiert habe, als Student im Kriege gefallen sei° Der Umstand,

daß der Kläger der Schwiegersohn des bisherigen Inhabers der

Kassenpraxis sei, könne daher nur im Rahmen der Auswahlgrund—

sätze des 5 18 ZulO (brit„ Zone) unter Abwägung aller Umstände‘

berücksichtigt werden° Wenn auch durch die Nichtzülassung des

Klägers die Witwe des Prof„Drd Prxxxf9%xx:sowie deren Tochter

und Enkelkind in Bedrängnis geraten könnten, so reiche dies

nicht aus, dem Kläger den ihm an Lebens— und Approbations—

alter weit überlegenen Beigeladenen vorzuziehen, zumal dieser

zwei Kinder habe, während der Kläger nur für ein Kind zu sorgen

habe„

Der Kläger erhob gegen diesen Beschluß Klage beim Landesverwal—

tungsgericht Hamburg mit dem Antrag, den Beschluß des Berufungs—

aussohusses vom 18° Dezember 1951 und den ihm zugrunde liegenden

Beschluß des Zulassungsausschusses vom 17° Oktober 1951 aufzu—

heben: Die Ablehnung seiner Bewerbung um die ausgeschriebene

Kassenarztstelle_sei unbillig° Sein Schwiegervater habe ihn,

nachdem sein Sohn im Kriege gefallen sei, als Nachfolger vorge—

sehena_Er, der Kläger, habe sich in der Praxis seines Schwieger—

vaters gut bewährt und diese weiter ausgebaut° Der Zulassungs—

ausschuß habe auch seine wirtschaftliche Lage nicht gebührend

berücksichtigt, denn er müsse nicht nur für den Unterhalt seiner

Ehefrau und seines Kindes sorgen, sondern auch seine Schwieger—

mutter teilweise unterstützenc Der Beigeladene sei im Gegensatz

zu ihm nicht auf die Kassenpraxis angewiesen, weil er schon seit

längerer Zeit eine Private und Ersatzkassenpraxis mit monatlichen

.
i '

Das Landesverwaltungsgericht Wies die Klage durch Urteil vom
16. September 1952 ab: Die Entscheidung des Beklagten lasse

Einnahmen von mehr als l„OOO,—— % ausübe.

keinen Ermessensfehler erkennen; wenn der Beklagte zu dem Er—

gebnis gelangt sei, daß das weit höhere Lebens— und Approbations—

alter des Beigeladenen in stärkerem Maße zu bewerten sei als die

wirtschaftliche Lage des Klägers und seiner Angehörigen, so be—

ruhe dies nicht auf sachfremden Erwägungen, da die sozialen Ver—

hältnisse nur neben den anderen in 5 18 Abs. 2 ZulO (brit° Zone)

genannten Umständen zu berücksichtigen seien° ' '

_ 4 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..._»_..

Gegen dieses Urteil legte der Kläger rechtzeitig Berufung ein, die

er unter Wiederholung seines früheren Vorbringens auch darauf

stützte, daß er als Schwiegersohn des Verstorbenen einen Rechts—
anspruch auf Zulassung habe„ Das Hamburgische Oberverwaltungs—

geriCht wies die Berufung durch Urteil vom 5„ Mai l9€2 zurück:
Ein Rechtsanspruch auf Zulassung vor allen anderen Bewerbern

könnte nur dann in Betracht kommen‚ wenn ein Bewerber infolge

besonderer Bindungen an einen bestimmten Kassenarztsitz für dieser

"geradezu prädestiniert" sei, z„B° infolge Übernahme der väter—

lichen Praxis \@ 19 ZulO brit„ Zone) oder wegen des Abschlusses

eines Praxisübernahmevertrages nach vorausgegangener längerer

Vertretertätigkeit° Diese Voraussetzungen für einen Rechtsan—

spruch auf Zulassung lägen beim Kläger schon deshalb nicht vor,

'weil er erst'nach dem Tode des Praxisinhabers in_dessen früherer

Praxis tätig geworden sei und seine Bindungen als Schwiegersohn

allein nicht als ausreichend angesehen werden könnten„ Wie sich

—ausdem in dem früheren Verfahren
ergangenen Urteil des Oberver—

waltungsgerichts vom 300 September 1952 ergebe, habe der Kläger

ohne Ausschreibung nicht zugelassen zu werden brauchen„ Die im

Auswahlverfahren nach @ 18 ZulO (britt Zone) unter Berücksichti—

gung der Interessen der vielen Bewerber getroffene Ermessensant—
Nscheidung des Berufungsausschusses lasse keinen Ermessensfehler

erkennen; der Berufungsausschuß habe die Interessen der beiden
hier in Betracht kommenden Bewerber sorgfältig gegeneinander

abgewogen° Da der Beigeladene erheblich älter sei als der Kläger,

wesentlich früher als dieser approbiert werden sei und für zwei

Kinder sorgen müsse, habe die Auswahlentscheidung zugunsten des

' Beigeladenen ausfallen können, und zwar selbst dann, wenn der

Kläger seine Ausbildung
wegen seines Wehrdienstes erst später

sollte vollendet haben können; denn der Beigeladene habe seine
Approbation schon vor dem Kriege erhalten° Der Beklagte habe

auch berücksichtigen dürfen, daß der Beigeladene sich bereits

achtmal vergeblich — daVon zweimal vor der Währungsreform
— um

eine Kassenpraxis beworben habe und daß er.fünfeinhalb Jahre

vor dem Kläger in das Arztregister eingetragen worden sei° Daß

der Beklagte auf die soziale Lage der beiden Bewerber nicht ent—

scheidend abgestellt habe, könne ebenfalls nicht als Ermessense

fehler angesehen werden. Auch die Nebeneinkünfte des Beigeladenen
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stünden seiner Bevorzugung gegenüber dem Kläger nicht entgegen;

sie überschritten bei dem Familienstand des Klägers nicht die

in 5 17 Abs. 1 ZulO (brit° Zone) gezogenen Grenzen und seien

auch nur von vorübergehender Dauer. Wenn der Beklagte den per—

sönlichen Bindungen des Klägers als Sehwiegersohn des früheren

Praxisinhabers kein entscheidendes Gewicht beigelegt habe, so

könne auch darin kein Ermessensfehler erblickt werden°

Das Oberverwaltungegericht hat in seinem Urteil, das dem Kläger

am 28. Mai 1955 zugestellt worden ist, die Revision zum Bundes-'

verwaltungsgericht nicht zugelassen. Auf die vom Kläger erho—

bene Beschwerde gegen die Nichtzulassung hat das Bundesverwal—

tungsgericht durch Beschluß vom 11, Dezember 1953 die Revision

gemäß @ 53 Abs, 2 Buchst„ a des Bundesverwaltungsgerichtsge—

setzes (BVerWGG) zugelassen° Die Rechtsmittelbelehrung in

diesem Beschluß, der den Beteiligten am 17° und 18° Dezember

1953 zugestellt worden ist, enthält den Hinweis, daß die Revi—

sion innerhalb eines Monats nach Zustellung des Beschlusses '

bei dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht einzulegen sei;

sie weist ferner auf das Inkrafttreten des Sozialgerichtsge—

setzes (SSG) am 1 Januar 1954 sowie auf die €€ 51 und 215

dieses Gesetzes hin ;
‚%

Der Kläger hat mit Schriftsatz seines Prozeßbevollmächtigten

vom 7° Januar 1954, der am 9° Januar 1954 beim Hamburgischen

Oberverwaltungsgericht eingegangen ist, Revision eingelegt mit

dem Antrag,

das angefochtene Urteil sowie den Beschluß des

Beklagten vom 18 Dezember 1951 und den ihm zu—
grunde liegenden Beschluß des Zulassungsausschusses

aufzuheben„

Mit Schriftsatz vom 4. Februar 1954 — beim Hamburgischen Ober—
verwaltungsgericht eingegangen am 8° Februar 1954 — hat er die

Revision begründet° Das Bundesverwaltungsgéricht hat durch Be—

schluß vom 18° Februar 1954 festgestellt, daß die Sache mit Wir—

kung vom 1° Januar 1954 auf das Bundessozialgericht übergegangen

sei, Die Akten nebst Revisionsschrift und Revisionsbegründung
gelangten am 11, März 1954 zum Bundessozialgericht.
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Zur Begründung der Revision macht der Kläger im wesentlichen.

folgendes geltend: Die Auffassung des 0berverwältungsgerichts,

daß @ 19 ZulO (brit° Zone) nur eine Kannvorschrift sei, deren

Anwendung im freien Ermessen der_Zulassungsinstanzen stehe‚ sei
nicht haltbar; der Grundgedanke dieser Bestimmung gehe dahin,

die Praxis der Familie zu erhalten; sie sei daher nicht nur auf
die in ihr ausdrücklich genannten Abkömmlinge anzuwenden° Im

übrigen müsse 5“l9 ZulO (brito Zone) auch im Auswahlverfahren

“nach5 18 Zul0 berücksichtigt werden„Der Kläger sei für die
ausgeschriebene Kassenpraxis als Schwiegersohn des bisherigen

Inhabers prädestiniert; wenn er seinen Schwiegervater auch nicht

zu dessen Lebzeiten vertreten habe,
so habe er doch die Praxis

seit dessen Tod weitergeführt; deshalb müsse ihm ein Rechtsahe

spruch auf die Kassenpraxis zugebilligt werden° Im übrigen sei

auch das ordnungsmäßige Zustandekommen der Zulassungsordnung

zu
bé2weiféln° In einem am 7° Juli 1955 beim Bundessozialgericht

eingegangenen Schriftsatz vom 2„ Juli 1955 hat der Kläger
schließlich noch vorgebracht, der Beigeladene habe über die

Einnahmen aus seiner Praxis und die Bezüge aus seiner Nebentätig—

keit für das Deutsche Rote Kreuz dem Oberverwaltungsgericht

gegenüber unrichtige Angaben gemacht; er sei nach wie vor beim

Roten Kreuz tätig, seine Einkünfte seien wesentlich höher gewesen

als er in der Vorinstanz angegeben habe°

Der Beklagte hat die Zurückweisung der Revision beantragt;
er

hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Der Beigeladene hat im Revisionsverfahren keine Erklärungen

abgegeben° '

11°

1°) Gegen die Zulässigkeit der Revision bestehen keine Bedenken°

Zwar ist das Bundessozialgericht an die nach @ 53 Abs„ 5

BVerwGG ausgesprochene Zulassung der Revision nicht gebunden„

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

findet aber die Revision in den Übergangsfällen des 5 215 SGG

jedenfalls dann statt, wenn die Prüfung des Bundessoäialge—
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richte ergibt, daß im Revisionsverfahren über Rechtsfragen

von grundsätzlicher Bedeutung im Sinne des 5 162 Abs° 1 Nr„1

see zu entscheiden ist (BSG° 1 3° 17 1517; 3 3° 95 1517;

Urteile des erkennenden Senats vom 25°10„1956 — 6 RKa 2/54 —
und vom 23„101957 — 6 RKa 9/54 ——)°Da die Auslegung der '
55 18 und 19 der Zu10 für Ärzte (brit° Zone) vom 215 April

1948 über den Einzelfall_hinaus grundsätzliche Bedeutung hat,
“ist die Revision als statthaft anzusehen°

Das Bundesverwaltungsgericht ist in seinem Beschluß vom “

180 Februar 1954 davon ausgegangen, daß die Streitsache nach

5 215 Abs„_9 in Verbindung mit 5 51 SGGauf das Bundessozial—

gericht übérgegangen ist„ Diesem Beschluß kommt jedoch nur
deklaratorische Bedeutung zu,

weil der Übergang einer Sache

auf ein Gericht der Sozialgerichtsbarkeit im Rahmen des
‚

5 215 see sich kraft Gesetzes vollzieht (BSG°2's„ 23 /äé7
und Urteil vom 22„3„1956 — ? RAr 8/54

— SozR° SGG @ 215

Bl° Da 6 Nr° 21)“ Der Übergang auf das Bundessozialgericht_

setzt voraus, daß die Sache beim Inkrafttreten des Sozialge—

richtsgesetzes (1“ Januar 1954) beim Bundesverwaltungsgericht
réchtshängig war„ Da der Kläger im vorliegenden Fall die

Revision erst nach diesem Zeitpunkt eingelegt hat, war die

Sache am 1° Januar 1954 beim Bundesverwaltungsgericht noch
nicht rechtshängig im Sinne des & 215 Abs. 9 SGG (vgl„ Stein—

Jonas—Schönke, Zivilprozeßordnung, 18° Aufl„ Anm„ 11 2 zu
@176)° Daran ändert auch der Umstand nichts, daß der Kläger
die Nichtzulassung der Revision durch das 0bervérwaltungs—

gericht vor dem 10 Januar 1954 mit der Beschwerde gemäß 5 55
Abs. 5 BVerwGG angefochten hatte° Es kann dahingestellt‘

bleiben, wie die Rechtslage zu beurteilen wäre, wenn das

Bundesverwaltungsgericht über die Nichtzulassungsbeschwerde

vor dem 1° Januar 1954 noch keine Entscheidung getroffen hätte°
Im vorliegenden Fall hat es aber schon_am 110 Dezember 1953

über die Beschwerde entschieden und den Beschluß über die

Zulassung den Beteiligten am 17° bzw° 18. Dezember 1955 zuge—
ste11t‚ Die Sache war mithin beim Bundesverwaltungsgericht am

1° Januar 1954 nicht anhängig„ Da die Streitsaché an dem maß—
gebenden Stichtag noch beim OberverWaltungsgericht anhängig

war (vgl° Stein—Jonas—Schönke aea„0„)‚ ist sie gemäß 5 215
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Abs, 8 SGG auf das Landessozialgericht übergegangen, und zwar

in dem Zustand, in dem sie sich am l° Januar 1954 befand, also

nach Zustellung des am 5‚ Mai 1953 verkündeten Urteils des

Oberverwaltungsgerichts° Trotz des Übergangs auf das Landes—

sozialgericht ist dieses jedoch nicht zu
einer nochmaligen

Verhandlung und Entscheidung berufen; denn anderenfalls würde

die Sache zweimal auf derselben — nämlich berufungsgericht—

lichen — Ebene entschieden werden, was mit dem die Übergangs—

regelung des @ 215 SGG tragenden Grundgedanken, daß ergangene

Entscheidungen grundsätzlich berücksichtigt werden sollen,

nicht vereinbar wäre° Im Sinne dieses Gründgedankens kann

deshalb @ 215 Abs„ 8 SGG nur dahin verstanden werden9 daß in

Fällen der vorliegenden Art der Rechtsstreit als bereits

vbm Berufungsgericht entschieden auf das Landessozialgericht

übergegangen ist, und daß sich die Anfechtbarkeit der Ent—'

scheidung des Oberverwaltungsgerichts nunmehr nach den Vor—

schriften des SGG richtet (vglß Urteile des erkennenden

Senats vom 4„l2„1956
— 6 RKa 11/54 —und\vom 2501„1957 — 6 RKa

9/54 —)0 Obgleich die irrtümlich an das Hamburgische Ober—

verwaltungsgericht gesandte Revisionsschrift vom 7° Januar 1954

erst am 110 März 1954 an das Bundessdzialgericht gelangt ist?

ist die Revision doch als fristgerecht eingelegt anzusehen,

weil die in dem Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts vom '

11; Dezember 1953 gegebene Rechtsmittelbelehrung keinen Hin—
weis darüber enthält, daß von 10 Januar 1954

an die Revision

beim Bundessozialgericht in Kassel einzureichen ist° Infolge—

.'dessen konnte die Revision nach 9 66 Abs° 2 SGG innerhalb

Jahresfrist eingelegt werden„ Sie ist also noch rechtzeitig
beim Bundessozialgericht eingegangen°

Auch gegen die Parteifähigkeit des beklagten Berufungsaus—

schusses (vglo-é 70 SGG) bestehen keine Bedenken„ Die bei einem
Verwaltungsgericht der früheren britischen Zone erhobene Klage

ist mit Recht gegen den beklagten Berufungsausschuß gerichtet

werden, der den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen hat
(@ 50 MilRegV0 Nr. 165)° Wie das Bundessozialgericht bereits

mehrfach entschieden hat, bleibt in Übergangsfällen nach
@ 215 SGG die an dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren be—

\

_._
9

_.—
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teiligte Behörde auch an dem Verfahren vor dem Bundessozial—

gericht beteiligt, selbst wenn ihr nach Landesrecht nicht die

Fähigkeit anerkannt werden ist, am Verfahren vor den Sozial-

gerichten teilzunehmen(vgl° BSG;1 3° 17 [ig7 und s, 164
[T6é7)„ Es kann deshalb dahingestellt bleiben, ob die Partei—

fähigkeit des Berufungsausschusses in dem jetzt anhängigen

Revisionsverfahren nicht auch schon nach @ 70 Nr„ 4 SGG in

der Fassung des Art° 2 Nr° 3 des Gesetzes über Kassenarzt—

recht (GKAR) anzunehmen ist°

Die Revision ist nicht begründet°

Die formelle Rechtswirksamkeit der Zu10 für Ärzte (brit„Zone)

vom 21° April 1948 hat der erkennende Senat bereits in seinem

Urteil vom 29° Mai 1956 (BSG° 3 8° 95 1357) bejäht„ Er hat
in dem Urteil vom 25. Oktober 1956 —6 RKa 2/54 —ferner aus;

gesprochen, daß die Bestimmungen dieser ZulO über die zahlen—

mäßig beschränkte Zulassung von Ärzten zur kassenärztlichen
Tätigkeit nicht verfassungwidrig sind, insbesondere nicht

Art. 2 und 12 des Grundgesetzes (GG) verletzen (SozR° Zu10

für Ärzte brit, Zone: Allg, Bi„ Aa 1 Nr„ 2)°
Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreits ist allein der

im Auswahlverfahrén nach 5 18 ZulO (brit° Zone) ergangeney

Beschluß des Beklagten vom 18° Dezember 1951, dagegen nicht
der frühere'Beschluß vom 17° Juli 1951, durch den der auf

@19 Zu10 gestützte Antrag des Klägers, ihn 9hne_éugsghggi:
bung der Kassenarztpraxis für den Bezirk seines Schwieger—
Vaters zuzulassen, rechtskräftig abgelehnt werden ist° Im

vorliegenden Verfahren kann also nicht die Auffassung des

Klägers nachgeprüft werden, er sei als Schwiegersohn des

früheren Inhabers der Kassenbraxis nach 5 19 ZulO zuzulassen°

Andererseits schließt die Rechtskraft des Urteils des Ober—

verwaltungsgerichts vom 30° September 1952, durch das die

Ablehnung des Begehrens des Klägers auf Zulassung ohne

Auswahlverfahren gebiiligt worden ist, nicht aus, daß im

Zulassungsverfahren nach 5 18 ZulO die familienhaftenyBe—
ziehungen des Klägers zu dem bisherigen Inhaber der Kassen—
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praxis bei der unter Abwägung aller Umstände zu treffenden

Ermessensentscheidung (@ 18 Abs„ 3 ZulO) mitberüoksichtigt

werden° Wie der Senat bereits in seinem Urteil vom 25° Oktober

1956 — 6 RKa 2/54 — ausgesprochen hat, sind die bei der AUS*

wahl der BeWerber zu beachtenden Umstände in 5 18 ZulO (brit°

Zone) nicht erschöpfend aufgeführt; vielmehr sind auch ande1e

Sachverhalte zu berücksichtigen, sofern es das billige Ermes_

sen erfordert.

Der Umstand, daß der Kläger nach dem Willen des Verstorbenen

an Stelle des gefallenen Sohnes die Praxis fortführen sollte,

stellt aber, wie das Berufungsgericht zutreffend angenommen

hat, nur einen der Gesichtspunkte dar, die bei der Auswahlent—

scheidung nach 5 18 ZulO (brit° Zone) zu berücksichtigen waren°
Der Beklagte hat bei seiner Entscheidung nicht verkannt, daß

der Kläger und die Familie des früheren Praxisinhabers durch

die Ablehnung der Zulassung wirtschaftlich hart betroffen

werden; er hat aber mit Recht erwogen, daß es auch für den weit

ähmxen.und erheblich früher approbierten und für die kassen—n

ärztlibhe Tätigkeit geeigneten Beigeladenen eine große Härte

bedeutet hätte, Wenn er, nachdem er sich bereits achtmal vér«

geblich um
eine Kassenarztprexis beworben hatte, wiederum

zurückgewiesen worden wäre, und zwar allein wegen der Stellung>

des Klägers als Schwiegersohn des verstorbenen Praxisinhabers°

Wenn der Beklagte bei dieser Sachlage den engen familienhaften

Beziehungen des Klägers zu dem früheren Inhaber der Kassen—

praxis kein entsöheidendes Gewicht beigelegt hat, so hat er
damit die rechtssatzmaßigen Grenzen seines Ermessens nicht

überschritten (@54 Abs, 2 Satz 2 SGG)„Die entscheidendeBe—
rücksichtigung des Lebensalters des Beigeladenen und seine

längere Tätigkeit als Arzt, die in der Regel mit größerer

ärztlicher Erfahrung verbunden ist, liegen im Rahmen der Aus—

wahlgrundsätze des 5 18 ZulO (brit° Zone) und stellen keine

sachfremde oder gar willkürliche Beurteilung dar, Selbst wenn
das Gericht der Meinung wäre, daß es im vorliegenden Fall im

Hinblick auf den Tod des Sohnes des früheren Praxisinhabers

und der Versorgung seiner Hinterbliebenen mehr der Billigkeit
entsprochen hätte, bei der Auswahl unter den Bewerbern dem

Kläger den Vorzug vor dem Beigeladenen zu geben, so wäre das
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Gericht doch nicht befugt, sein eigenes Ermessen an die Stelle

des Ermessens der zuständigen Verwaltungsbehörde — hier des

«beklagten BerufungsaussChusses
— zu setzen°

Mit der Behauptung, der Eeigeladene habe im Berufungsverfahren

über seine Einkommensverhältnisse und die Dauer seiner Neben— "

tätigkeit unrichtige Angaben gemacht, kann der Kläger im Re i—

sionsverfahren schon deshalb nicht gehört werden, weil das Bun—'

dessozialgericht bei der Rechtsfindung an die tatsächlichen Fest—_
stellungen des angefochtenen Urteils gebunden ist; die von dem

Kläger in bezug auf diese Feststellungen erhobene Rüge ist am

7„ Juli 1955, also erst nach Ablauf der Revisi0nsbegründungs—
frist — diese endete gemäß @@66 Abs° 2, 164 Abs° 1 Satz 1 SGG
spätestens am 18. Januar 1955, nämlich dreizehn Monate nach Zu—

stellung des Zulassungsbeschlusses des Bundesverwaltungsgerichts —
erhoben worden und kann daher vom Senat nicht berücksichtigt

werden (vgl„ @163, zweiter Halbsatz SGG)„ ‘

Die Revision des Klägers war nach alledem
als

unbegründet

zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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